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Kunterbund

CVP in der Bier-
und Steuerfalle

Zu Unrecht werde CVP-National-
rat und Bierbrauer Alois Gmür
als Mann des Hopfengetränks
im Bundeshaus bezeichnet, liess

jüngst sein Sitznachbar Stefan
Müller-Altermattverlauten.Da-
bei braut sich um Gmür eindeutig
etwas zusammen: Seit der Ses-
sion ist sein zweiter Sitznachbar
der St.Galler Nicolo Paganini –
ein Bier-Sommelier. (ffe)

Bereits 2016 stimmte das Parla-
ment einem CVP-Vorstoss ge-
gen die steuerliche Benachteili-
gung von Ehepaaren zu, am Mitt-
woch präsentierte der Bundesrat
eine entsprechende Vorlage. Das
reicht der CVP aber nicht: Glei-
chentags lancierte sie eine Peti-
tion für die Abschaffung der Hei-
ratsstrafe. Was macht die Partei
bloss, wenn ihre langjährige For-
derung endlich erfüllt ist? (bär)

ProVelo pocht auf neueRegeln beimÜberholen
Verkehrssicherheit Es ist gefährlich und führt zu vielen Unfällen: Viele Velofahrer beklagen sich, dass sie Autofahrer mit zu knappem

Abstand überholen. Der Bundesrat sieht keinen Handlungsbedarf. Jetzt erhöht der Verband der Velofahrer den Druck.

Ein seitlicher Überholabstand
von mindestens 1,5 Metern ab
Tempo 50, in verkehrsberuhigten
Zonen soll er einen Meter betra-
gen: Dies fordert der Verband Pro
Velo, um die Fahrradfahrer im
Verkehr besser zu schützen.

Der Bundesrat hat indes kein
Gehör für eine solche Massnah-
me.«Der gebotene Abstand beim
ÜberholenvonFahrrädern ist von
Fall zu Fall und unter Einbezug
der konkreten Umstände zu
beurteilen», schrieb er neulich in
der Antwort auf eine Interpella-
tion des Berner SP-Nationalrats
und Pro-Velo-Präsidenten Mat-
thias Aebischer. Es sei schwierig,
die Einhaltung des Mindestab-
standes zu kontrollieren, ergänz-
te die Landesregierung. Zudem

würden die Fahrradstreifen für
die Gefahr des zu nahen Überho-
lens sensibilisieren.

Pro Velo wird den Druck trotz
des negativen Bescheids aus Bern
aufrechterhalten. «Wir werden
das Gespräch mit dem Bundes-
amt für Strassen suchen»,
sagt Geschäftsführer Christoph
Merkli. Er ist überzeugt, dass ein
gesetzlicher Mindestabstand die
Sicherheit der Velofahrer erhöht,
Autofahrer wegen der Bussen-
androhung diszipliniert und die
Kontrollen entgegen der Ein-
schätzung des Bundesrats prakti-
kabel sind.

Auch Matthias Aebischer
lässt nicht locker. «Der Mindest-
abstand gehört ins Gesetz», sagt
er. Seine Interpellationhaben Na-

tionalräte aus allen politischen
Lagern, auch der SVP, unter-
zeichnet. Er wird nun der For-
derung mit seinen Verbündeten
voraussichtlich mit einer Motion
Nachdruck verleihen. Es ist gut
möglich, dass der Vorstoss dann
von einem bürgerlichen Politiker
eingereicht wird, um das Anlie-
gen noch breiter abzustützen.

InanderenLändern
geltenMindestabstände

Der Ruf nach einem seitlichen
Mindestüberholabstand kommt
nicht von ungefähr. Rund ein
Zehntel aller Velounfälle passie-
ren, weil Autos zu wenig Abstand
einhalten. In einer Umfrage ga-
ben zwei Drittel der Velofahrer
an, sie würden oft zu nah über-

holt. Auch die Beratungsstelle für
Unfallverhütung (BfU) hat das
Thema auf dem Radar, aber noch
keine Empfehlung, wie gross ein
allfälliger Mindestabstand sein
müsste. Bei Radstreifen, sagt
Sprecher Marc Kipfer, setze sich
die BfU für eine Mindestbreite
von 1,50 anstatt der heute gülti-
gen 1,20 Meter ein.

Andere Länder kennen be-
reits Mindestabstände für das
Überholen von Velofahrern. In
Frankreich sind es innerorts
1 und ausserorts 1,5 Meter. In
Spanien müssen Autos aus Si-
cherheitsgründen teilweise oder
ganz auf die andere Fahrspur
wechseln. In anderen Ländern,
zum Beispiel Irland, Polen und
Österreich, sind Bestrebungen

für die Einführung eines Min-
destabstandes im Gang.

Die Regeln werden auch
durchgesetzt. So sind etwa in den
USA, Grossbritannien und im ös-
terreichischen Bundesland Salz-
burg Polizisten auf Velos unter-
wegs und messen, ausgerüstet
mit speziellen Radargeräten, ob
Autofahrer beim Überholen ge-
nügend Abstand einhalten.

In der Schweiz verlangt das
Gesetz beim Überholen derzeit
eine «besondere» Rücksichtnah-
me auf andere Verkehrsteilneh-
mer. Ausserdem muss man beim
Kreuzen, Überholen sowie beim
Neben- und Hintereinanderfah-
renausreichendAbstandwahren.

Kari Kälin

Ruagversetzte denBundesrat
Waffengeschäfte Die Landesregierung hat sich am Mittwoch intensiv mit dem Rüstungskonzern Ruag befasst.

Von der Russen-Affäre erfuhr sie aber erst nach der Sitzung. Das stösst den Bundesräten sauer auf.

Henry Habegger

Kaum war am Mittwoch die Bun-
desratssitzung vorbei, erhielt Ver-
teidigungsminister Guy Parmelin
(SVP) eine Aufwartung. Es war
die Geschäftsleitung des staatli-
chen Rüstungsbetriebs Ruag, die
ihm eine Hiobsbotschaft über-
brachte: Ein Kadermitarbeiter ist
in Waffenhandelsaffäre um den
russischen Präsidenten Putin ver-
wickelt.

DerzeitlicheAblauf istpikant.
Nur kurz zuvor hatte sich der Ge-
samtbundesrat an seiner Sitzung
intensiv mit dem Dossier Ruag
auseinandergesetzt. Als er den
Jahresbericht diskutierte, wusste
er nichts vom Ruag-Fall. Entspre-
chend sauer waren Parmelins
Kolleginnen und Kollegen, als sie
von der Affäre erfuhren. «Das ist
ein Beleg mehr dafür, dass die
Ruagschlechtgeführt istunddass
sich Parmelin nicht durchsetzen
kann»,heisst es ineinemanderen
Departement.

Dreierbande
amWerk

Der Bundesrat fühlt sich hinter-
gangen. Dabei ist die Russenaffä-
re allein schon peinlich genug für
die Ruag: Akteure sind ein Lei-
tungsmitglied der Ruag-Muniti-
onssparte, der Moskau-Chef der
Privatbank Julius Bär und ein Zu-
ger Waffenhändler. Die Dreier-
bande soll, so berichtete die
«Handelszeitung», hinter dem
Rücken ihrer Arbeitgeber Waffen
für die Schutztruppe des russi-
schen Präsidenten Wladimir Pu-
tin geliefert und Millionenprovi-
sionen kassiert haben.

Die Bundesanwaltschaft er-
mittelt nun einerseits wegen Ver-
dacht auf ungetreue Geschäfts-
besorgung, eventuell ungetreue
Amtsführung. Vor allem aber we-
gen möglicher Verstösse gegen
Artikel 33 des Kriegsmaterial-
gesetzes. Es geht also um Wider-
handlungen gegen Bewilligungs-
und Meldepflichten im Kriegs-
materialgesetz.

Ruag-Chef Urs Breitmeier
sagte gestern an der Bilanzme-
dienkonferenz, seine Firma habe
wederGewehrenoch Helikopter-
teile an Russland geliefert. Zwi-
schen 2010 und 2014 sei Muni-

tion füretwaeineMillionFranken
an die russische Präsidenten-
garde gegangen, danach sei nicht
mehr geliefert worden. Am Vor-
taghattedieRuagabermitgeteilt,
dassderKadermann«ausserhalb
seines Arbeitsverhältnisses nicht
bewilligte Geschäftstransaktio-
nen tätigte, die sowohl Ruag-Pro-
duktealsauchProduktevonKon-
kurrenten» umfassten.

Wie passt das zusammen?
Eine Frage, die sich derzeit auch
Fachleute beim Bund stellen: Wie
kommt es, dass die Ruag nichts
von der Lieferung ihrer eigenen

Produkte bemerkt haben will? Es
gibt auch andere Ungereimt-
heiten. Der Bär-Banker ist ein
schweizerisch-italienischer Dop-
pelbürger, der seit längerem in
Russland lebt.

Er wurde 2007 Leiter des
Moskau-Büros der liechtensteini-
schen VP Bank. Schon bevor er
zur Bank Bär wechselte, war er
in Russland bereits wiederholt
auffällig geworden. Sein Name
tauchte in Zusammenhang mit
angeblich krummen Machen-
schaften um russische Akteure
auf. Warum stellte die Bank Bär

den vorbelasteten Mann in Mos-
kau ein? Die Bank blieb auch ges-
tern bei ihrer kurzen Stellung-
nahme: «Wir haben die Vorwürfe
zur Kenntnis genommen und
sind daran, diese intern zu unter-
suchen. Der betroffene Mitar-
beiter wurde freigestellt für die
Dauer unserer Untersuchung»,
richtete eine Sprecherin aus. Die
Bank stellt sich auf den Stand-
punkt, dass der Mitarbeiter auf
eigene Faust handelte und das
Unternehmen selbst nichts mit
den mutmasslichen Verfehlun-
gen zu tun hat.

Verteidigungsminister Guy Parmelin muss Kritik einstecken. Bild: Anthony Anex/Keystone

Mehr Umsatz,
weniger Gewinn

Jahresergebnis Die Ruag-
Geschäftszahlen für 2017 hätten
bei ihm gemischte Gefühle aus-
gelöst, räumte CEO Urs Breit-
meier gestern an der Jahresbi-
lanzkonferenz ein. «Mit dem
Endergebnis bin ich nicht zufrie-
den. Wir müssen uns verbessern
und effizienter werden», sagte er.

Dem Technologiekonzern in
Bundesbesitz gelang es zwar, den
Umsatz um mehr als 5 Prozent
auf 1,96 Milliarden Franken zu
steigern. Beim Betriebsgewinn
gab es aber einen Rückschlag. Er
brach um mehr als einen Fünftel
ein und beträgt nun 119 Millionen
Franken. Negativ zu Buche schlu-
gen unter anderem Restrukturie-
rungen im Bereich Land Systeme.
Dort waren 32 Kündigungen not-
wendig. Hinzu kam eine Neube-
urteilung von Kosten und Erträ-
gen in der Sorgenkind-Division
Defence, die als einzige der fünf
Divisionen einen negativen Be-
triebsgewinn verzeichnete. Kam
hinzu, dass Ruag 2017 in den USA
weniger Sportschützenmunition
verkaufte, weil sich die Amerika-
ner im Vorjahr aus Furcht vor
einer Wahl Hillary Clintons mit
Waffen und Munition eingedeckt
hatten.

Aufträge imWertvon
1,6MilliardenFranken

Gut steht es um den Auftrags-
bestand. Er stieg weiter an und
umfasst Bestellungen im Wert
von 1,6 Milliarden Franken. Ruag
gab mehr für Forschung und Ent-
wicklung sowie für Produktions-
stätten aus. Mit 23 Millionen
Franken am meisten investierte
der Technologiekonzern in den
zurückliegenden Jahren in den
StandortEmmen.Breitmeier leg-
tedar,wiedievomBundesratver-
langteZweiteilungdesUnterneh-
mens aussehen könnte: Ruag
Schweiz (DienstleiterderSchwei-
zer Armee) hätte rund 1000 Mit-
arbeitende und etwa 400 Millio-
nen Franken Umsatz, Ruag Inter-
national8000Angestellteund1,5
Milliarden Franken Umsatz. (rri)

MatthiasAebischer
Nationalrat (SP/BE)

«DerMindest-
abstand
gehört ins
Gesetz.»

Kampfjets: Bund
definiert Profil

Verteidigung In Zukunft sollen
vier Kampfjets während vier Wo-
chen ständig den Schweizer Luft-
raum schützen können. Das er-
wartetdasVerteidigungsdeparte-
ment (VBS) von der neuen Flotte.
Das VBS hat gestern den Anfor-
derungskatalog präsentiert. Es
braucht wohl bis zu 40 neue
Maschinen. Die genaue Anzahl
hängt davon ab, welche Boden-
Luft-Raketen die Armee kauft.
Eine starke bodengestützte Luft-
verteidigung erlaube eine kleine-
re Anzahl Flugzeuge und umge-
kehrt. Eine Anforderung an die
neue Boden-Luft-Verteidigung
ist, dass eine Fläche von 15 000
Quadratkilometern abgedeckt
werden soll. Zudem soll das Sys-
tem eine grössere Reichweite ha-
ben. Ingesamt will der Bundesrat
8 Milliarden Franken in die Luft-
verteidigung investieren. (sda)


